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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2012 Ausgegeben am 4. Oktober 2012 Teil II 

335. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Einsetzung einer Bioethikkommission 

335. Verordnung des Bundeskanzlers, mit der die Verordnung über die Einsetzung einer 
Bioethikkommission geändert wird 

Auf Grund des § 8 Abs. 1 und 2 des Bundesministeriengesetzes 1986, BGBl. Nr. 76, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 35/2012, wird verordnet: 

Die Verordnung über die Einsetzung einer Bioethikkommission, BGBl. II Nr. 226/2001, zuletzt 
geändert durch Verordnung BGBl. II Nr. 362/2005, wird wie folgt geändert: 

2. In § 3 Abs. 2 Z 1 entfällt der Klammerausdruck „(insbesondere Fortpflanzungsmedizin, Gynäkologie, 
Psychiatrie, Onkologie, Pathologie)“. 

3. In § 3 Abs.  2 Z 4 wird das Wort „Soziologie“ durch „Sozialwissenschaften“ ersetzt. 

4. In § 3 Abs. 2 Z 6 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 7 angefügt: 
 „7. Psychologie.“ 

4. In § 3 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
„(3) Der Bundeskanzler kann nach Bedarf Beobachterinnen oder Beobachter bestellen. Deren Zahl 

darf ein Fünftel der Mitglieder der Kommission nicht überschreiten. Sie können an den Sitzungen der 
Kommission beratend ohne Stimmrecht teilnehmen. Im Übrigen finden § 4 Abs. 1, 4 und 5 sowie § 5 
Anwendung.“ 

5. § 4 lautet: 
„§ 4. (1) Die Mitglieder der Kommission werden vom Bundeskanzler auf drei Jahre bestellt. 

Wiederbestellungen sind zulässig. Die dreijährige Funktionsperiode beginnt mit dem ersten 
Zusammentreten der Mitglieder der neu bestellten Kommission. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, 
erfolgen Neubestellungen auf den Rest der Funktionsperiode. Nach Ablauf der Funktionsperiode hat die 
Kommission die Geschäfte so lange weiterzuführen, bis die neu bestellte Kommission zusammentritt. 

(2) Bei der Bestellung der Mitglieder ist auf ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis besonders 
Bedacht zu nehmen. 

(3) Aus dem Kreis der Mitglieder bestellt der Bundeskanzler die Vorsitzende oder den Vorsitzenden 
der Kommission und zwei Personen als Stellvertreterin oder Stellvertreter. 

(4) Die Mitglieder haben in der ersten Sitzung der Kommission nach deren Bestellung 
möglicherweise entstehende Interessenskonflikte bei der Wahrnehmung der Aufgaben in der Kommission 
offen zu legen. Danach sind Änderungen in den Interessenskonflikten unverzüglich der oder dem 
Vorsitzenden bekannt zu geben. Die Geschäftsstelle hat die offen gelegten Interessenskonflikte öffentlich 
zugänglich zu machen. 

(5) Die Mitgliedschaft in der Kommission ist ein unbesoldetes Ehrenamt. Es besteht jedoch 
Anspruch auf Ersatz der Reiseaufwendungen.“ 

6. An die Stelle der §§ 5 bis 10 samt Überschriften treten folgende Bestimmungen samt Überschriften: 
„Beendigung der Mitgliedschaft 

§ 5. (1) Die Mitgliedschaft endet durch Zeitablauf. 
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(2) Der Bundeskanzler kann aus wichtigem Grund Mitglieder der Kommission vor Ablauf der 
Funktionsperiode abberufen. 

(3) Mitglieder können jederzeit ihre Funktion mittels Schreiben an den Bundeskanzler zurücklegen. 
Einberufung der Sitzungen 

§ 6. (1) Der Bundeskanzler oder die / der Vorsitzende berufen die Kommission nach Bedarf, 
mindestens jedoch vierteljährlich, zu Sitzungen ein.  

(2) Mitglieder und allenfalls bestellte Beobachterinnen und Beobachter sind mit der vorläufigen 
Tagesordnung schriftlich (postalisch, E-Mail oder Telefax) zur Sitzung einzuladen. 

(3) Die Kommission kann zu ihren Sitzungen Auskunftspersonen zur fachlichen Erörterung eines 
Tagesordnungspunktes beiziehen. 

Leitung und Ablauf der Sitzungen 
§ 7. (1) Die oder der Vorsitzende eröffnet und leitet die Sitzung. Zu Beginn der Sitzung ist die 

endgültige Tagesordnung von der Kommission zu beschließen. 
(2) Die Kommission kann beschließen, dass über ihre Beratungen und die diesen zu Grunde 

liegenden Unterlagen oder Unterlagenteile Vertraulichkeit zu bewahren ist. 
(3) Über die Ergebnisse der Beratungen der Kommission ist ein Protokoll zu erstellen. Darin sind 

gegebenenfalls auch die von der überwiegenden Meinung abweichenden Auffassungen festzuhalten. 
(4) Die Sitzungen der Kommission sind nicht öffentlich. Die Kommission tagt im Plenum. Zur 

Vorbereitung von Gegenständen kann die Kommission Arbeitsgruppen einsetzen. 
(5) Zur Beschlussfähigkeit der Kommission ist die Anwesenheit von mindestens einem Drittel der 

Mitglieder erforderlich. Die Kommission hat bei der Beschlussfassung einen größtmöglichen Konsens 
anzustreben. Sie fällt ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit; eine Stimmenthaltung ist unzulässig. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Vorsitzenden-Stimme. 

(6) Ein Mitglied der Kommission kann ein anderes Mitglied schriftlich durch Mitteilung an die 
Geschäftsstelle mit seiner Vertretung bei einer einzelnen Sitzung betrauen. Jedes Mitglied kann nur eine 
solche Vertretung übernehmen. Das vertretene Mitglied ist bei der Feststellung der Beschlussfähigkeit 
nicht mitzuzählen. Das Recht, den Vorsitz zu führen, kann nicht übertragen werden. Sind sowohl 
Vorsitzende als auch Stellvertreterinnen bzw. Stellvertreter verhindert, führt auf die Dauer der 
Verhinderung das an Jahren älteste Mitglied den Vorsitz. 

(7) Die Kommission erstattet einen jährlichen Tätigkeitsbericht an den Bundeskanzler. 
Geschäftsordnung 

§ 8. Nähere Regelungen betreffend die Führung der Geschäfte legt die Kommission in einer 
Geschäftsordnung fest. Sie bedarf der Genehmigung des Bundeskanzlers. 

Geschäftsstelle 
§ 9. (1) Das Bundeskanzleramt unterstützt als Geschäftsstelle die Kommission und deren Organe bei 

der Erfüllung der Aufgaben. 
(2) Dabei obliegt der Geschäftsstelle insbesondere: 

 1. Führung der laufenden Geschäfte der Kommission; 
 2. Vorbereitung der Sitzungen der Kommission; 
 3. Erstellung der Sitzungsprotokolle; 
 4. Dokumentation der Arbeitsunterlagen der Kommission; 
 5. Abwicklung der Abgeltung der Reiseaufwendungen der Mitglieder, Beobachterinnen und 

Beobachter der Kommission. 
Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen 

§ 10. §§ 2 bis 9, in der Fassung BGBl. II Nr. 335/2012, treten mit 1. Oktober 2013 in Kraft. Die 
nächste Funktionsperiode der Kommission beginnt mit 1. Oktober 2013.“ 

Faymann 
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